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Bericht des Abgeordneten Angermeyer 

I. Die Verordnung — Drucksache 8/2307 — wur-
de vom Deutschen Bundestag in seiner Sitzung 
am 1. Dezember 1978 in erster Lesung beraten 
und an den Ausschuß für Wirtschaft zur weite-
ren Beratung überwiesen. Der Wirtschaftsaus-
schuß hat die Verordnung in seinen Sitzungen 
am 6., 8. und 13. Dezember beraten. 

II. Mit der Verordnung trägt der Bundesminister 
für Wirtschaft dem gesetzlichen Auftrag Rech-
nung, den Prozentsatz der Ausgleichsabgabe je

-

weils für ein Kalenderjahr im voraus festzu-
setzen (§ 4 Abs. 4 Satz 1 des Dritten Verstro-
mungsgesetzes). 

§ 4 Abs. 4 Satz 2 des Dritten Verstromungsge-
setzes bestimmt, daß das Aufkommen aus der 
Ausgleichsabgabe den geschätzten Mittelbe-
darf decken soll. Der Verordnung, die eine Er-
höhung der Ausgleichsabgabe von derzeit 
4,5 v. H. auf 6,2 v. H. im Bundesdurchschnitt 
vorsieht, liegt die Annahme eines Mittelbe-
darfs in Höhe von rd. 2,78 Mrd. DM zugrunde. 
Dieser Bedarf soll durch Einnahmen aus der 
Abgabe in Höhe von rd. 2,35 Mrd. DM und 
durch die Aufnahme eines Kassenkredits ent-
sprechend der Ermächtigung des § 2 Abs. 7 des 
Dritten Verstromungsgesetzes in Höhe von rd. 
420 Millionen DM gedeckt werden. 

III. Der Ausschuß brachte zum Ausdruck, daß — so-
weit Rechtsansprüche aufgrund der Verstro-
mungsregelung bestehen — diese Ansprüche 
aus Mitteln des Fonds befriedigt werden müs-
sen. Der Ausschuß vertrat die Auffassung, daß 
es gegenüber der Erhöhung der Abgabe jeden-
falls keine kurzfristig zu realisierende Alter-
native gebe. 

Der Ausschuß konzentrierte seine Beratungen 
deshalb insbesondere auf die Höhe des vom 
Bundesminister für Wirtschaft vorgesehenen 
Abgabesatzes und die ihr zugrunde liegenden 
Annahmen. 

Im Mittelpunkt dieser Diskussion stand die Pro-
gnose über den Zuschußbedarf beim Ausgleich 
der Wärmepreisdifferenz Kohle/schweres Heiz-
öl, für die die Verordnung im Durchschnitt des 
Jahres 1979 — ebenso wie im Durchschnitt des 
Jahres 1978 — 32 DM/t SKE unterstellt. 

Für die Höhe der Wärmepreisdifferenz ist — 
abgesehen von der Transportkostendifferenz 
Kohle/Heizöl — neben dem Preis für Kohle der 
Preis für schweres Heizöl entscheidend. Der für 
1979 angenommenen Wärmepreisdifferenz von 
32 DM/t SKE entspricht ein Heizölpreis, der 
um 6 bis 7 DM/t SKE höher liegt als im Durch-
schnitt des Jahres 1978. 

Die Mehrheit des Ausschusses teilte die Ein-
schätzung des Bundesministers für Wirtschaft 
in der Frage der HS-Preisentwicklung 1979. Sie 
räumte allerdings ein, daß die Entwicklung für 
den Fonds auch günstiger — als angenommen 
— verlaufen könne. Es sei aber angesichts der 
bestehenden Unsicherheiten, insbesondere bei 
der Dollarentwicklung, im Interesse einer Ver-
stetigung der Energiepolitik geboten, von nicht 
zu optimistischen Erwartungen auszugehen und 
den Prozentsatz der Ausgleichsabgabe so fest-
zusetzen, daß sich die Notwendigkeit einer wei-
teren Erhöhung möglichst nicht ergibt; dem 
trage der vorgeschlagene Prozentsatz von .6,2 
Rechnung. Falls sich im Laufe oder am Ende 
des Jahres 1979 eine positivere Entwicklung — 
als angenommen — abzeichnen sollte, so müsse 
dies — abgesehen von der Notwendigkeit der 
Rückzahlung des in Anspruch genommenen Kas-
senkredits — noch im Laufe des Jahres oder 
spätestens bei der Festsetzung des Abgabesat-
zes 1980 Berücksichtigung finden. In diesem 
Zusammenhang bittet der Ausschuß den Bun-
desminister für Wirtschaft, auf die Wirtschafts-
minister der Bundesländer einzuwirken, daß 
diese im Rahmen ihrer Preisaufsicht bei künf-
tigen Preisfestlegungen Einsparungen bei den 
Brennstoffkosten preismindernd berücksichti-
gen. 

Eine Minderheit hielt demgegenüber die An-
nahmen über die Heizölpreisentwicklung für zu 
pessimistisch. Im Hinblick auf eine bevorste-
hende Rohölpreisanhebung durch die OPEC 
sowie eine aufgrund der amerikanischen Bemü

-

hungen zu erwartende weitere Dollarstabilisie-
rung sei für das Jahr 1979 eine wesentlich gün-
stigere Wärmepreisdifferenz als in 1978 zu er-
warten. Der Vorschlag des Bundesministers für 
Wirtschaft sei deshalb um einige Zehntel Punkte 
zu hoch. 

Demgegenüber wies die Mehrheit darauf hin, 
daß sich nach den Erfahrungen der Vergangen

-

heit Rohölpreissteigerungen nur zum Teil bei 
den Preisen für schweres Heizöl niederschla-
gen, daß alle Annahmen über die weitere Dol-
larentwicklung spekulativen Charakter besäßen 
und daß die Erwartungen der Mineralölwirt-
schaft hinsichtlich der Preisentwicklung beim 
schweren Heizöl eher pessimistisch seien. 

IV. Der Ausschuß diskutierte auch die Auswirkun-
gen der Erhöhung der Ausgleichsabgabe. Er 
brachte zum Ausdruck, daß die bestehenden 
Strompreisunterschiede durch die Erhöhung der 
Abgabe nicht weiter verschärft werden, weil 
die ländermäßige Differenzierung des Abgabe-
satzes dafür sorgt, daß die Belastung durch die 
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Abgabe im Durchschnitt aller Bundesländer 
gleich hoch ist. 

Der Ausschuß brachte ferner zum Ausdruck, 
daß die Erhöhung des Abgabesatzes sich ins-
besondere bei der stromintensiven Industrie 
und auf deren Wettbewerbsfähigkeit auswirkt. 
Der Ausschuß verwies in diesem Zusammen-
hang einmal auf die Individualfreistellungsmög-
lichkeit nach § 7 des Dritten Verstromungsge-
setzes sowie auf die Tatsache, daß von der 

Elektrizitätswirtschaft erwartet wird, daß infol-
ge des niedrigen HS-Preisniveaus bestehende 
Kostenvorteile beim Einsatz von Heizöl, Kohle 
und — mit zeitlicher Verzögerung — beim Gas 
von den einzelnen EVU's je nach Einsatz der ge-
nannten Primärenergien bei ihrer Preispolitik 
berücksichtigt werden. 

V. Im Ergebnis sprach sich die Mehrheit dafür aus, 
die Vorlage des Bundesministers für Wirtschaft 
zu billigen. 

Bonn, den 13. Dezember 1978 

Angermeyer 

Berichterstatter 




